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Besuch in Tunesien Zeichnung: Jürgen Tomicek

Pressestimmen

Mathematik voraussetzt, die für
alle angehenden Mathematiker,
Naturwissenschaftler und Inge-
nieure verbindlich ist. Die Stärke ei-
nes künftigen Handwerkers, der
„nur“ die Grund- und Hauptschule
besucht hat, sind seine rechten
Hände, ohne die man kein Hand-
werker sein kann, die man aber
zum Drücken auf Tasten nicht be-
nötigt. Grundlegende Kenntnis in
Mathematik usw. ist die Vorausset-
zung für das sinnvolle Benutzen ei-
nes Rechners, wenn es darum
geht, etwas zu berechnen, was
nicht Aufgabe von Grund- und
Hauptschülern sein kann. Was soll
also das Palavern der Politiker ein-
schließlich der gegenseitigen Vor-
würfe?
Wolfgang Möllenbruck, Möckmühl

Identität zugestanden.
Gisela Roger, Weißbach

Fragwürdige Vorwürfe
Zum Artikel „Private Computer als
Lückenfüller“ von Peter Reinhardt,
16. Februar.
38 Prozent der Schüler dürfen ihr
Smartphone im Unterricht benut-
zen, 32 Prozent .Ist das ausdrück-
lich verboten, warum? Gilt für ihre
Eltern nicht Kennedys Satz: Denke,
ob du auch etwas für dein Land tun
kannst. Was ist übrigens mit dem
Rest von 30 Prozent? Fulst-Blei
(SPD) verlangt den Informatikun-
terricht für alle Schularten, also
auch für Grund- und Hauptschu-
len. Informatik ist bekanntlich ein
Hochschulstudium, was Höhere

rung aller Kulturen und Religionen,
im Gegensatz zu europäischen Po-
litikern, Ideologen, teilweise Kir-
chen – ein Konsens mit wenig
christlichem Selbstbewusstsein.
Was Religions- und Meinungsfrei-
heit angeht zeigte sich, als der tür-
kische Ministerpräsident hierzu-
lande für die Reformen von Erdo-
gan warb. Zehntausende zeigten
ihre türkischen Fahnen. Schon am
10.2. 2008 sagte Erdogan seinen
Landsleuten in Köln: „Niemand
kann von euch erwarten, Assimila-
tion zu tolerieren.“ Dies sei ein Ver-
brechen an der Menschlichkeit...
Im Klartext: Die Identität soll tür-
kisch bleiben. Da wird mit zweierlei
Maß gemessen gegenüber 20 Mil-
lionen Kurden. Weder ihnen, noch
den Armeniern, wird eine eigene

Zweierlei Maß
Zum deutsch-türkischen Verhältnis.
Wie die HSt berichtet, unterrichten
246 türkische Lehrer an deutschen
Schulen, unkontrolliert von deut-
schen Behörden, türkische Kinder.
Erdogan lässt dafür in der Türkei
ausgebildete Lehrkräfte nach
Deutschland kommen, seinen
Wunsch gemäß zuerst die türki-
sche Sprache zu lehren. Viel Geld
wird investiert in Schulen, Gemein-
schaftszentren, Moscheen, um die
Schäfchen zusammenzuhalten,
sie von westlichem Individualis-
mus, familienfeindlichen westli-
chen Ideologien fernzuhalten. Je-
denfalls träumen die türkisch-isla-
misch geprägten Politiker nicht von
einer internationalen Verbrüde-

Leserstimmen

Kommentare

Üble Beschimpfungen
Wer Populisten bekämpfen will,

muss dafür demokratische
Instrumente nutzen.

Von Detlef Drewes

Die Abgeordneten haben Recht:
Das EU- Parlament darf nicht zu ei-
ner Bühne verkommen, auf der Ras-
sisten und Revanchisten ihre diffa-
mierenden Äußerungen vor aller
Welt ausbreiten können. Um darauf
angemessen zu reagieren, hat sich
das Hohe Haus – wie jede andere
Volksvertretung auch – Regeln ge-
geben. Ausschluss aus der Sitzung,
Geldbuße, Sperren von weiteren Be-
ratungen – all das ist schon heute
möglich. Die Zensur von Live-Über-
tragungen, gar das Löschen von Ar-
chiv-Mitschnitten der Tagungen –
das ist unerträglich. In einer Zeit, in
der öffentlich über „Fake-News“
und andere Manipulationen von
Fakten diskutiert wird, darf das Eu-

ropäische Parlament nicht zum Vor-
reiter einer neuen Zensur-Bewe-
gung werden. So bitter das auch sein
mag: Aber selbst die Rechten und
Linken in dieser Kammer sind ge-
wählt worden. Wer diese Populisten
und ihre miesen Ausfälle bekämp-
fen will, muss dafür demokratische
Instrumente nutzen, nicht aber jene
Praktiken, derer sich totalitäre Re-
gime bedienen. Der Versuch der
Volksvertreter, die eigenen Wähler
vor Beschimpfungen und rassisti-
schen Ausfällen zu behüten, geht in
die falsche Richtung. Lasst sie re-
den, und dann zeigt ihnen, wie kon-
sequent ein Parlament handelt.

Das ist der einzig richtige Weg.
Wenn eine demokratische Instituti-
on beginnt, die eigene Transparenz
zu beschneiden, indem sie diffamie-
rende Wortmeldungen auch aus den
Archiv-Aufzeichnungen löscht, ver-
fälscht sie die Wirklichkeit.
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Symptomatisch
Dass einige Banken versuchen,

hohe Gebühren für Basiskonten zu
kassieren, passt ins System.

Von Heiko Fritze

Not macht erfinderisch – anders
lässt sich kaum beschreiben, was
derzeit in der Finanzbranche pas-
siert. Jüngstes Beispiel: die soge-
nannten Jedermann-Konten. Nun
hat der Verbraucherzentrale Bun-
desverband drei Kreditinstitute ver-
klagt, weil sie unangemessen hohe
Kontogebühren verlangten.

Schon seit jeher haben Banken
eine gewisse Kreativität in ihrer Ge-
bührengestaltung bewiesen, und
immer wieder sind die gröbsten Ent-
gleisungen erst auf gerichtlichem
Wege gestoppt worden. Dass sich
nun die Berichte über Gebührener-
höhungen, vorzeitige Kündigungen
und neue Entgelte häufen, hat aber
nichts mit Gewinnsucht zu tun – je-

denfalls nicht in der gewohnten
Form. Vielmehr ist es die Niedrig-
zinspolitik der Europäischen Zen-
tralbank, die den Banken viele ver-
traute Einnahmen entrissen hat.
Dass sie nun versuchen, auf neuen
Wegen mehr Geld zu verdienen, als
durch die Strafzinsen aufgefressen
wird, ist fast schon nachvollziehbar.

Insgesamt wirkt alles aber unaus-
gegoren, mit heißer Nadel gestrickt
und mit den üblichen Plattitüden eti-
kettiert. Argumente wie „besonders
hoher Aufwand“ sind ja wohl ein
Witz: Nach der Anfangsprüfung lau-
fen auch diese Konten weitgehend
automatisiert. Aber hier läuft es
wohl so wie jüngst bei den neuen
Verwahrgebühren bei Bausparkas-
sen: Man kann es ja mal versuchen.
Dann provoziert man höchstens Wi-
dersprüche oder nimmt in Kauf,
dass Kunden, die einem ohnehin zu
teuer sind, abwandern.
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Schwer zu halten
Je länger der US-Justizminister an

seinem Stuhl klebt, desto mehr
gerät er selber ins Visier.

Von Thomas Spang

Für Jeff Sessions wird es eng, wenn
sich die Enthüllungen der Washing-
ton Post bestätigen. Sollte er seine
ehemaligen Kollegen bei den Bestä-
tigungs-Anhörungen im Senat ab-
sichtlich über seine Russland-Kon-
takte in die Irre geführt haben,
könnten seine Tage an der Spitze
des amerikanischen Justizministeri-
ums gezählt sein.

Bisher redet sich der enge Ge-
folgsmann von US-Präsident Donald
Trump noch mit der Spitzfindigkeit
heraus, er habe bei den Treffen des
russischen US-Botschafter nur sei-
ne Aufgabe als Senator erfüllt.
Merkwürdigerweise betrachtet es
keiner seiner Kollegen im Verteidi-
gungsausschuss als notwendig, den

Austausch mit dem russischen Di-
plomaten zu suchen. Und schon gar
nicht zwei Mal.

Komisch auch, dass an demsel-
ben Tag der einen Begegnung von
Sessions mit dem Botschafter, Do-
nald Trump dem russischen Propa-
gandasender „RT“ ein Interview
gab. Nachdem Trump schon seinen
Nationalen Sicherheitsberater Mi-
chael Flynn im Zuge der Russland-
Affäre verlor, könnte als nächster
sein Justizminister darüber stol-
pern. Ein Minister für Recht und
Ordnung, der offenbar zwei Mal den
amerikanischen Kongress belügt,
lässt sich nur schwer halten.

Das Problem für den Präsidenten:
Je länger Sessions an seinem Stuhl
klebt, desto mehr gerät er selber ins
Visier. Sollte herauskommen, dass
Trump oder einer seiner Getreuen
Moskau in Wahlkampf um Hilfe ge-
beten hat, drohen Ermittlungen we-
gen Landesverrats.
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Von Rezzo Schlauch

schusterei liegt. Ohne eine abschlie-
ßende Meinung zu haben, ist es
doch im Sinne eines Zukunftsent-
wurfs, die wachsenden und gewich-
tigen Stimmen für ein gesichertes
Grundeinkommen nicht weiter zu
ignorieren.

Rentenanspruch Wenn sich selbst
der renommierte Professor Thomas
Straubhaar, ein ausgewiesener An-
hänger einer libertären Wirtschafts-
politik, dafür ausspricht, wenn der
Gründer von Ebay ein Pilotprojekt in
Kenia, in dem 20 000 Menschen ein
Grundeinkommen gewährt bekom-
men, finanziell unterstützt, und
wenn ein ähnliches Projekt in Finn-
land läuft, dann wäre es alle politi-
sche Anstrengung wert, sich damit
näher zu befassen. Vielleicht als Ein-
stieg in der Form, dass ein solches
Grundeinkommen erwerbsunfähi-
gen Arbeitsnehmern nahe dem Ren-
tenalter, beispielsweise ab dem
sechzigsten Lebensjahr, gewährt
wird und die Rentenansprüche dann
oben drauf kommen. Dies erschiene
mir zukunftsweisender und den He-
rausforderungen einer alternden
Gesellschaft adäquater als das fanta-
sielose Zurückdrehen der Agenda
2010. Mit einem solchen Ansatz – ei-
ner Absicherung im Alter durch ein
garantiertes Grundeinkommen plus
der erworbenen Rentenansprüchen
und damit der Möglichkeit eines fle-
xiblen selbstbestimmten Eintritt in
die Rente – könnte man das drän-
gende Problem der Altersarmut lö-
sen und gleichzeitig den Arbeits-
markt den jüngeren Generationen
sehr viel besser öffnen.

INFO Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

licher Prosperität, um die uns die
ganze Welt beneidet. Insofern ist der
Vorschlag, den Bezug von Arbeitslo-
sengeld um mehrere Monate zu ver-
längern, eine eher hilflose und rück-
wärts gerichtete symbolische Ges-
te, um die von den Sozialdemokra-
ten verhasste Agenda 2010 verges-
sen zu machen und den schwammi-
gen Begriff der sozialen Gerechtig-
keit wieder mit Leben zu füllen.
Richtiger liegt Schulz mit seinem
Vorstoß, die ausufernde Befristung
von Arbeitsverhältnissen zu unter-
binden – auch wenn er zunächst mit
falschen Zahlen operierte. In Zeiten
nachhaltigen Wirtschaftswachs-
tums und glänzender Unterneh-
mensgewinne darf und kann es
nicht sein, dass die Arbeitgeber
nicht auch nachhaltige und dauer-
hafte Arbeitsplätze anbieten.

Altersarmut Eine entscheidende
Frage der sozialen Gerechtigkeit,
nämlich das teilweise schon reale
und flächendeckend drohende Pro-
blem der Altersarmut, lässt Schulz
links liegen. Und da hilft nicht die
unzähligste Minireform der Rente
oder die Angleichung der Ost- an die
Westrente. Es ist ein größerer Wurf
gefragt, der quer zu der Rentenflick-

Hype Der sozial-demokratische
Wanderprediger Martin Schulz, der
sich selbst gerne als der Heilige
Martin bezeichnet, der bekanntlich
seinen Rock mit den Armen geteilt
hat, zieht mit großem Erfolg durch
die Lande. Auch wenn die Erfah-
rung zeigt, dass der Wähler und vor
allem die Wählerin launisch sind
und die Demoskopie in jüngsten Zei-
ten nicht mehr die verlässlichen
Zahlen wie in alten Zeiten liefert:
Dieser Hype ist gut für die ausge-
dorrte sozialdemokratische Seele
und noch besser für die demokrati-
sche Kultur. Der SPD- Spitzenkandi-
dat bringt (Wahl)Kampf und damit
Leben in das politische Geschehen.
Ein drittes Mal im Merkelschen
Schlafwagen durch den Wahlkampf
zu fahren und in der dritten großen
Koalition aufzuwachen, wäre auch
des Guten zu viel.

Lebendigkeit Die neue politische
Lebendigkeit aber allein Martin
Schulz zuzuschreiben, wäre zu viel
der Ehre. Es sind gleichermaßen die
internationalen politischen Akteure
Trump, Putin, Erdogan, Orban und
Le Pen, die auch bei Bürgern, die
sich eher in einer politikfernen Ni-
sche eingerichtet haben oder die
bisher in den rechtspopulistischen
Protest abgedriftet sind, den demo-
kratischen Impuls „So nicht“ we-
cken. Was aber ist drin in der Wun-
dertüte der sozialen Gerechtigkeit
des Martin Schulz? Aus meiner
Sicht nichts Neues und enttäu-
schend wenig. Wir leben in
Deutschland in Zeiten der seit Jahr-
zehnten höchsten Beschäftigung,
sowie in Zeiten höchster wirtschaft-

Schlachtruf soziale Gerechtigkeit
Politisches Quintett

SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz will
die Agenda 2010 reformieren. Foto: dpa

Tagelang lässt sich die Bundesre-
gierung vom türkischen Staatschef
und dessen Ministern, Helfern und
Handlangern auf der Nase herum-
tanzen. Präsident Erdogan ist fins-
ter entschlossen, sein Land in eine
Diktatur zu verwandeln, und führt
einen Propagandafeldzug, dessen
Ausläufer bis nach Deutschland rei-
chen. Der deutsche Rechtsstaat
weiß dem nichts entgegenzusetzen
– bis eine Kleinstadt im Südwesten
Nein sagt und die angemietete Halle
abriegelt. Dennoch bleibt es bestür-
zend, dass die Stadt fehlende Park-
plätze vorschieben muss. Der Ge-
setzgeber muss für solche Fälle eine
bessere rechtliche Handhabe schaf-
fen. Vor allem aber braucht die Füh-
rung in Ankara ein klares Signal,
dass sie es nicht zu weit treiben darf.
Es sollte aus Berlin kommen, nicht
aus Gaggenau .

Oppositionspolitiker machen es
sich zu leicht, wenn sie ein generel-
les Verbot des türkischen Wahl-
kampfs auf deutschem Boden for-
dern. Je mehr die Türkei Menschen-
rechte schleift, desto stärker müs-
sen unsere Verantwortlichen
Grundprinzipien der Meinungs- und
Versammlungsfreiheit mit skrupu-
löser Rechtsstaatlichkeit wahren.
Hinter verschlossenen Türen kom-
men Berlins Regierungspolitiker al-
lerdings nicht umhin, mit einem
Nato-Partner Tacheles zu reden.

Zum neuen Armutsbericht des Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbands schreibt:

Alle Jahre wieder schrecken Sozial-
verbände mit einem sogenannten
Armutsbericht die Republik auf.
Doch wenn es nach dessen Kriterien
geht, kann es eine Welt ohne Not-
stand gar nicht geben. Die Autoren
definieren als arm, wer weniger als
60 Prozent des Durchschnittsein-
kommens hat. Den Armutsbericht
sollte man als das begreifen, was er
ist: ein PR-Instrument derer, die
mehr Umverteilung wollen.

Zur Absage der Veranstaltung mit
dem türkischen Justizminister:

Die Vorstellung ist schwer erträg-
lich, dass der türkische Justizminis-
ter Reden in Deutschland schwingt,
während die Justiz in der Türkei auf-
grund äußerst fragwürdiger Vor-
würfe Journalisten auf unabsehbare
Zeit inhaftiert. Es ist unglaubwür-
dig, wenn türkische Politiker ihre
Justiz als unabhängig bezeichnen,
obwohl deren Richter zu Hunderten
seit Monaten aus politischen Grün-
den suspendiert werden. Aber das
Ertragen von Unerhörtem gehört
zur Demokratie, auch wenn es eine
ihrer anstrengendsten Herausforde-
rungen ist. Und der Rechtsstaat
muss sich an seine Regeln halten,
gerade wenn er sich von einem Staat
unterscheiden will, der Recht nur
behauptet.


